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Am häufigsten wird die Verurteilung auf Bewährung 
(§§ 72 und 73 StGB) angewendet. Diese Maßnahme ist eigent­
lich eine Variante der bedingten Verurteilung (Strafausset­
zung auf Bewährung). Das Gericht stellt dabei zwar die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit des Täters fest, verhängt aber 
zunächst keine Strafe. Es setzt die Anwendung einer Strafe 
für eine Bewährungszeit bis zu 3 Jahren aus. Nach Ablauf 
der Bewährungszeit wird die strafrechtliche Verantwortlich­
keit des Täters 'wegen dieser Sache aufgehoben, wenn er wäh­
rend der festgesetzten Zeit nicht erneut straffällig geworden 
ist bzw. nicht den Auflagen der Führungsaufsicht schwer zu­
widergehandelt hat. Erfüllt der Verurteilte diese Bedingungen 
nicht, ist die Verurteilung auf Bewährung aufzuheben und 
eine Strafe festzulegen.

Die Verurteilung auf Bewährung wird in der Rechtspre­
chung — wie im Gesetz vorgesehen — den Tätern gegenüber 
ausgesprochen, die zum ersten Mal mit dem Gesetz in Kon­
flikt geraten und deren Straftat von geringer Schwere ist. 
Um aber auf die Verhaltensweise des Täters Einfluß zu neh­
men und seine Lebensführung zu beobachten, wird mit der 
bedingten Verurteilung die Möglichkeit eines Strafausspruchs 
aufrechterhalten. 1982 wurden 6,9 Prozent der erwachsenen 
Straftäter auf Bewährung verurteilt. Von diesen Verurteilten 
hatten 58 Prozent Eigentumsdelikte begangen.

Die Maßnahme der Aufsicht durch einen Betreuer (Füh­
rungsaufsicht, § 82 StGB) wird bei der Verurteilung auf Be­
währung, Aussetzung des Strafvollzugs und bedingter Entlas­
sung angewendet. Das Gericht setzt dabei in seiner Entschei­
dung Verhaltensregeln für den Verurteilten fest. Deren Be­
folgung wird durch hauptberufliche oder ehrenamtliche Be­
währungshelfer überwacht. Bei jedem Gericht wurde ein 
Kreis ehrenamtlicher Bewährungshelfer gebildet.* 1 6 Die Be­
treuer helfen dem Verurteilten bei seiner Wiedereingliede­
rung-in die Gesellschaft, bei einer günstigen Lebensgestal­
tung und bei der Begründung eines ständigen Arbeitsver­
hältnisses.

Die Gerichte ordnen die Aufsicht jährlich bei etwa 80 bis 
82 Prozent der jugendlichen und bei 2 bis 3 Prozent der er­
wachsenen Straftäter an. Bei den Erwachsenen kann das noch 
nicht als endgültig angesehen werden, denn ein weiterer An­
stieg bei der Anwendung dieser Maßnahmen ist möglich und 
scheint erforderlich.

Der Einfluß des Alkoholmißbrauchs auf die Kriminalität 
ist allgemein bekannt. Bereits vor mehr als 20 Jahren wurde 
in Ungarn die zwangsweise Heilbehandlung der Alkoholiker 
als eine spezielle Aufgabe der Justiz eingeführt. Die allge­
meine Voraussetzung einer Zwangsheilbehandlung ist der 
Zusammenhang zwischen der begangenen Straftat und der 
Lebensweise als Alkoholiker. Dazu ist eine gründliche Un­
tersuchung der Persönlichkeit des Täters, aber auch die Klä­
rung von gerichtsmedizinischen Fachfragen durch Sachver­
ständigengutachten erforderlich. Das StGjB von 1979 kennt 
zwei Varianten der Anordnung der Zwangsheilbehandlung:
— die Heilbehandlung in der Strafvollzugsanstalt bei einer 

zu vollstreekenden Freiheitsstrafe von mehr als 6 Mona­
ten und

— die Zwangsheilbehandlung in einer Anstalt für Arbeits­
therapie anstelle einer Freiheitsstrafe unter sechs Mona­
ten oder einer milderen Strafe (§§ 75, 76).
Bei beiden Vollzugsarten werden moderne Methoden der 

medizinischen Wissenschaft zur Heilbehandlung angewendet. 
Diese Maßnahme wurde . 1982 bei 2,1 Prozent der Verurteil­
ten (1 145 Personen) angeordnet; nur 124 Personen davon wa­
ren zur Behandlung in einer arbeitstherapeutischen Anstalt 
verpflichtet.7

Bekämpfung der Rückfallkriminalität

teilt worden sind und binnen fünf Jahren nach Verbüßung 
der Strafe eine neue vorsätzliche Straftat begangen haben. 
Hier gilt der Rückfall als ein ausdrücklich erschwerender 
Umstand. So kann in diesen Fällen die Strafe nicht ausgesetzt 
werden und muß in einem schärferen Vollzugsregime ver­
büßt werden.

2. Besonders Rückfällige, die als Rückfalltäter wegen der­
selben oder einer ähnlichen Straftat, die sie wiederholt be­
gangen haben, von einem Gericht schon früher verurteilt wor­
den sind. Bei diesen Rückfälligen kann sowohl die untere als 
auch die obere Grenze der im Besonderen Teil des StGB be­
stimmten Freiheitsstrafe erhöht werden. Die Strafe kann bei 
ihnen nur beim Vorliegen besonderer Umstände gemildert 
werden.

3. Mehrfach Rückfällige, die früher bereits als Rückfall­
täter verurteilt worden sind und binnen drei Jahren nach der 
Verbüßung der früheren Strafe eine neue vorsätzliche Straf­
tat begangen haben. Bei ihnen werden die unteren und die 
oberen Grenzen des Strafmaßes ebenfalls höher angesetzt. 
Ihre Strafe kann nur in den gesetzlich besonders bestimmten 
Fällen gemildert werden.

Bei den Rückfalltätern kann nur eine richtig differen­
zierte Anwendung der strafrechtlichen Mittel zum Erfolg füh­
ren. Deshalb hat das Oberste Gericht in einer Richtlinie, die 
gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des StGB erlassen wurde, 
Hinweise über die Strafzumessung und über die Beurteilung 
von strafbaren Handlungen als „ähnliche Handlungen“ i. S. 
der Rückfallbestimmungen gegeben.

Gegen gefährliche Rückfällige, die bereits öfters schwerwie­
gendere Straftaten begangen haben, wird die Maßnahme der 
Sicherungsverwahrung (§ 78 StGB) angewendet. Damit wird 
nach Verbüßung der Freiheitsstrafe eine weitere Freiheits­
entziehung (maximal bis 5 Jahre) vom Gericht angeordnet, uro 
eine längere Umerziehung und die spätere Wiedereingliede­
rung in die Gesellschaft zu fördern. Der Verurteilte kann 
nach zwei Jahren aus der Sicherungsverwahrung bedingt ent­
lassen und für die weiteren drei Jahre unter Führungsauf­
sicht gestellt werden, wenn anzunehmen ist, daß der Erzie­
hungserfolg eingetreten ist (§ 79 StGB).

Die Voraussetzungen der Anwendung dieser Maßnahme 
wurden im neuen StGB präzisiert, damit sie wirklich nur ge­
gen die Straftäter verhängt wird, die für die Gesellschaft am 
gefährlichsten sind und die bestimmte, im Gesetz genannte 
vorsätzliche Straftaten (z. B. Straftaten gegen das Leben und 
die Gesundheit, die Sittlichkeit, die öffentliche Sicherheit, das 
Eigentum oder Rowdytum) bereits mindestens dreimal be­
gangen haben und dafür jeweils zu mehr als einem Jahr Frei­
heitsentzug verurteilt wurden.

Unsere Gerichte ordnen die Sicherungsverwahrung, die 
für die Verurteilten einen bedeutenden Nachteil verursacht, 
entsprechend der gesetzlichen Zielsetzung nur in den Fällen 
an, in denen diese Maßnahme zum Schutz der Gesellschaft 
als unbedingt erforderlich erscheint. Die Anzahl der Verur­
teilten ist verhältnismäßig gering. Jugendlichen gegenüber 
darf diese Maßnahme nicht angeordnet werden.

•

Hier konnten nur einige wichtige Neuregelungen besprochen 
werden. Diese sind zwar im Allgemeinen Teil des Gesetzes 
formuliert, doch sie wirken sich auf die Anwendung des gan­
zen Gesetzes aus und berühren den breitesten Teil der Recht­
sprechung. Das Oberste Gericht hat seit dem Inkrafttreten 
des neuen ungarischen Strafgesetzbuchs den Gerichten des 
Landes in Richtlinien, grundsätzlichen Entscheidungen und 
Stellungnahmen Hinweise gegeben, um die einheitliche 
Rechtsanwendung zu gewährleisten und die sozialistische Ge­
setzlichkeit umfassend durchzusetzen.
(Origmalbeitrag, übersetzt von Dr. Sandor Karcsay, Budapest)

Bei der Bekämpfung der Kriminalität wird seit längerer Zeit 
die Zurückdrängung der Rückfälligkeit als primäre Aufgabe 
betrachtet. An die 30 Prozent der Verurteilten sind wiederholt 
Straffällige.

Das StGB unterscheidet 3 Gruppen von Rückfälligen (§§ 97 
ff. StGB):

1. Rückfällige, die früher wegen einer vorsätzlich began­
genen Straftat zu einer vollziehbaren Freiheitsstrafe verur-

6 Das Netz der hauptberuflichen Bewährungshelfer wurde durch die 
VO Nr. 20 von 1975 zur Nachbetreuung der aus dem Strafvollzug 
entlassenen Personen errichtet. Ihr Tätigkeitsfeld wurde durch das 
neue StGB entsprechend erweitert. Gegenwärtig arbeiten neben 
90 hauptberuflichen mehrere Tausend ehrenamtliche Bewährungs­
helfer.

7 Außer dieser Zwangsheilbehandlung kann das Gericht im Zivil- 
verfahren eine Heilbehandlung anordnen, wenn der Alkoholiker 
keine oder eine nur geringfügige Straftat begangen hat, durch 
seinen Alkoholmißbrauch aber z. B. eine Bedrohung der Familie 
eintritt. Diese Behandlung kann für die Dauer bis zu zwei Jahren 
angeordnet werden.


